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Vor mehr als 20 Jahren begann sich der Bürgerverein für die Rettung der einzigartigen
Landarbeiterhäuser Wohldorf an den Naturschutzgebieten Wohldorfer Wald und Duvenstedter
Brook einzusetzen. Nach mehr als vier Jahren und zahlreichen Runden Tischen mit Vertretern
der Landes- und Regionalpoltik und -Verwaltung sowie den Bürgern vor Ort fand man 2002
einen gemeinsamen Kompromiss zur Sicherung des Ensembles in diesem historisch so
bedeutenden Bereich, der 1989 sogar durch eine Erhaltungsverordnung geschützt wurde.
Bisher wurden diese Kompromisse umgesetzt und allgemein als Erfolg anerkannt.
Nun befürchtet der Bürgerverein jedoch eine Unterwanderung der Ziele und Absprachen, die
den Charakter der Siedlung nachteilig verändern.
Er fragt daher Politik und Verwaltung, ob und wenn ja, wie eine derartige negative bauliche
Entwicklung in ländlicher Umgebung verhindert werden kann? Nach letzten Informationen
soll derzeit eine reale Grundstücksteilung auf einem der an der Herrenhausallee liegenden
Grundstücke beantragt sein und bei weiteren Häusern schon ideelle Teilungen vorgenommen
worden sein.
Allein diese Tatsache spricht aus Sicht des Bürgervereins gegen die Abmachungen der
mehrjährigen Verhandlungen. Denn auf dem 6. Runden Tisch am 08.07.2002 stellte der
Oberbaudirektor Jörn Walter seine abschließenden Vorschläge vor. Grundlage war die
Gibbins-Studie „Deputatshäuser Wohldorfer Hof - zur Konzeption von Ergänzungsbauten“
aus dem Jahr 2000. Nachweislich ging die gemeinsame Vereinbarung zwischen Politik,
Verwaltung, Bürgerverein und Bewohnern davon aus, dass die Grundstücke nicht geteilt
werden sollten. Als Ausnahme für eine Teilung war nur das große Eckgrundstück
Herrenhausallee/Brügkamp überhaupt vorstellbar.
Die Unzulässigkeit der Teilung war eine wesentliche Voraussetzung für die Anerkennung und
Festlegung der Wohnfläche auf den jeweiligen Grundstücken. Diese Baumassen beschränkten
sich pro Grundstück (ungeteilt) auf 1 WE mit einer maximalen Gesamtwohnfläche von 143
qm, die sich aus dem Bestandsgebäude (85 qm) und einem neuen Anbau (58 qm) ergab.
Die Begründung für eine Erweiterung der bestehenden Wohnfläche war, dass die Häuser nach
Ansicht des Oberbaudirektor Walter nicht mehr den aktuellen Vorstellungen von Wohnungen
entsprachen und die vorhandenen Wohnungsgrößen nicht mehr gefragt seien. Durch das
Anfügen eines zweiten Baukörpers würde die Wohnfläche erweitert werden. Nur so sei die
Finanzierung der Erhaltung des Ensembles gesichert.

Der Bürgerverein würde gerne wissen, welche Konsequenzen eine ideelle und erst recht eine
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Real-Teilung auf die zu erwartende (absprachegemäße) Wohnfläche bzw. Baumasse hätte?
Inwieweit wäre eine über das Maß der Vereinbarung hinausgehende Baukörper- und
Wohneinheiten-Erweiterung genehmigungsfähig?
Andererseits interessiert den Bürgerverein, ob und wie die Vereinbarung zwischen den damals
beteiligten Landes- und Regionalgremien sowie dem Bürgerverein auch in Zukunft
eingehalten werden können? Was wäre dafür die Voraussetzung?
Was bedeutet die Grundstücksteilung für die Gebäudegröße? Gilt für das geteilte Grundstück
die Wohnfläche von 143 qm oder gilt nur die halbe Baumasse?
Finden sich die Vereinbarungen nach einer realen Teilung eigentlich dann in neuen Verträgen
zwischen privaten Vertragspartnern wieder? Und wie werden bei Abriss- oder
Erweiterungsbauanträgen auf den jeweils geteilten Grundstücken Ausmaß und Gestaltung den
Vereinbarungen entsprechend durchgesetzt?




